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Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Benda und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Neuordnung des Beamtenrechts 


Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat kürzlich seine Vorstellun- 
gen für eine Neuordnung des Beamtenrechts vor der Presse dar- 
gelegt. Danach soll das Beamtenrecht in ein „Statusrecht" und 
ein „Folgerecht" aufgegliedert werden. Das Besoldungsrecht als 
wesentlicher Teil des „Folgerechts" soll nach dem Willen des 
DGB ähnlich wie das Tarifvertragsrecht ausgestaltet werden, 
Beamte sollen also das Recht erhalten, Besoldungsforderungen 
mit Hilfe von Streiks durchzusetzen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß das Berufs- 
beamtentum in seinen hergebrachten Grundsätzen zu den 
wesentlichen Bestandteilen des demokratischen Rechts- 
staates gehört? 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Vorstellungen des 
DGB zum Ausgangspunkt ihrer Überlegungen zur Neuord- 
nung des Beamtenrechts zu machen? 

3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein Streikrecht 
für Beamte mit den geltenden Bestimmungen des Grund- 
gesetzes vereinbar ist? 

4. Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß eine Verwirk- 
lichung der Vorstellungen des DGB sich zwangsläufig auf 
den Status der Beamten auswirken und im Ergebnis zu einer 
Abschaffung des Beamten auf Lebenszeit führen muß? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Ver- 
wirklichung des vom DGB geforderten Streikrechts für 
Beamte ein Element der Instabilität in politischer, wirtschaft- 
licher und sozialer Hinsicht in unser Staatswesen bringen 
würde? 


Bonn, den 22. September 1970 

Benda 

Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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